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Vorwort 



Die Commentare zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
für das deutsche Eeich, so gross ihre Zahl ist, sind 
fast ausschliessHch zum Gebrauch für den Juristen 
bestimmt und berücksichtigen die Stellung der Geistes- 
kranken nach dem neuen bürgerlichen Recht fast nur 
vom juristischen Standpunkte aus. Die Drucklegung 
dieser Commentare ist zudem noch so wenig fortge- 
schritten und vollzieht sich so langsam, dass sehr 
wenige von ihnen in absehbarer Zeit abgeschlossen 
vorliegen werden. 

Der ärztliche Praktiker wird beim Studium 
derselben kaum seine Rechnung finden, zumal die 
ihn interessir enden Bestimmungen darin an vielen 
Orten zerstreut sind. Das vorliegende Schriftchen ist 
in der Absicht verfasst, alle Paragraphen, welche von 
der Stellung der Geisteskranken nach dem neuen 
Recht handeln, zu sammeln und nach den für den 
ärztlichen Praktiker massgebenden Gesichtpunkten zu 
ordnen. Es soll darin vorzugsweise die nach Ein- 
führung des neuen Gesetzes gegen früher veränderte 
Stellung der Geisteskranken in gedrängter Kürze be- 
handelt werden. Auch auf die einschlägigen Be- 
stimmungen der Novelle zur Civilprocess-Ordnung — 
vom 17. Mai 1898 — ist die gebührende Rücksicht 
genommen worden. 

Berlin, im Februar 1899. 

Der Verfasser. 
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, Das Bürgerliche Gesetzbucli für das deutsche 
JReich nebst Einführungsgesetz vom 18. August 1896, 
welches um die Jahrhunderts wende Geltung erlangen 
und dem deutschen Volke die langersehnte bürger- 
liche Eechtseinheit geben soll, stellt auch die Aerzte, 
soweit sie als Sachverständige bei Gericht mitzuwirken 
haben, vor neue und gewichtige Aufgaben. Den 
.deutschen Aerzten, deren Ausbildung und Appröb;irung 
schon längst einheitlich für das deutsche Reich ge^ 
regelt ist, wird neben der Wohlthat, nun auch als 
Sachverständige vor Gericlit nach einheitlichen Normen 
ihre gutachterische Thätigkeit ausüben zu können, die 
Genugthuung zu Theil, dass bei der Scliaffung des 
neuen bürgerlichen Rechts auf ihre Mitwirkung nicht 
verzichtet worden ist. Dass nicht alle ihre Wünsche 
Berücksichtigung gefunden haben, muss bei einem sp 
gewaltigen nationalen Werke um so milder beurtheilt 
werden, als dessen Zustandekommen sich eben nur 
ermöglichen Hess, wenn auf mancher Seite Resignation 
geübt werde. Alles in allem darf das neue Gesetz, 
ÄUch soweit ärztliche Dinge in Frage kommen, als ^in 
bedeutsamer- Fortschritt begrüsst werden und da, wo 
die Aufstellung von Krankheitsbegriffen hinter den 
Wünschen und den Rathschlägen der Aerzte zurück- 
gebheben ist, geschah es, weil einer selbst in Bezug 
auf die Nomenclatur so wenig geschlossenen Wissen- 
schaft, wie der Psychiatrie gegenüber, der praktisch- 
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juristisch© Standpunkt sich in erster Reihe Geltung 
zu verschaffen versucht hat. 



I. Die Entmündigrungr. 

1, Die Entmündigung wegen Geisteskrank- 
heit und Geistesschwäche. 
§ 6. Entmündigt kann werden: 

1. Wer infolge von Geisteskrankheit oder 
von Geistesschwäche seine Angelegen- 
heiten nicht zu besorgen vermag; 

Die Entmündigung ist wieder aufzu^ 
heben, wenn der Grund der Entmün- 
digung wegfällt. 

Dieser Paragraph tritt an die Stelle jener viel- 
gestaltigen Bestimmungen, nach denen bisher in den 
einzelnen Deutschen Bundesstaaten und selbst in 
Preussen die Entmündigung geregelt wurde. 

Er hält sich fem davon, eine Definition des Be- 
griffes „Geisteskrankheit" oder einzelner Formen 
von Seelenstörungen zu geben und beseitigt damit 
Missstände, welche über ein Jahrhundert lang, nament- 
lich im Geltungsbezirk des Allgemeinen Landrechts, 
walteten und unter den Aerzten immerwährenden An- 
stoss erregten. Es ist bekannt, dass die Verfasser 
des ersten Entwurfs zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
sich aus diesen Fesseln des Allgemeinen Landrechts 
nicht befreien zu können glaubten und die Entmün- 
digung wegen Geisteskrankheit bei Personen, „welche 
des Vemunftgebrauchs beraubt sind", zulassen wollten. 
Es ist nicht zum Wenigsten dem nachdrücklichen 
Eintreten Mendels^) imd des Vereins der deutschen 



1) Vierteljahrschr. f. gerichtl. Med., Bd. 48—49, 50—51, 1894. 
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Irrenärzte^) zu danken, dass man auf diese, wieMendel 
nachwies, weder mit den Bedürfnissen der Juris- 
prudenz noch mit den Lehren der Philosophie und der 
Psychiatrie, noch endlich mit dem Sprachgebrauch des 
Volkes übereinstimmende Definition Verzicht ge- 
leistet hat. 

Der zweite Entwurf lautete im § 14 : 
„Entmündigung findet statt: 
1. wegen Geisteskrankheit, wenn der Kranke 
infolge derselben seine Angelegenheiten nicht 
zu besorgen vermag." 

Wäre diese Fassung Gesetz geworden, so würden 
damit alle Wünsche erfüllt worden sein, welche von 
psychiatrischer Seite für das Entmündigungsrecht 
gehegt wurden. 

Es wäre alsdann Aufgabe des Sachverständigen 
gewesen, dem Richter in jedem Einzelfalle das Krank- 
heitsbild mit allen seinen Symptomen darzulegen und 
dabei nachzuweisen, in welcher Art das Wollen und 
Handeln des Kranken durch die Seelenstörung beein- 
trächtigt wird und dem Gerichtshof die Nutzanwen- 
dung auf den Einzelfall zu überlassen. Die endgiltige 
Fassung des Entmündigungsparagraphen (s. o. § 6) 
bedeutet dem § 14 des zweiten Entwurfs gegenüber 
zweifellos eine Verschlechterung durch die 
Einführung des Begriffs der Geistes- 
schwäche. Welche Erwägungen für diese Abände- 
rung des zweiten Entwurfs massgebend gewesen sind, 
lässt sich nur aus den Motiven^) , die dem ersten Ent- 
wurf beigegeben waren, ableiten. 

Es heisst dort, dass „blosse Geistesschwäche, 
ungenügende Entwicklung der geistigen Kräfte im 



1) AUg. Ztschr. f. Psych., Bd. 45, p. 549. 

2) Bd. I, p. 62, Abs. 4. 
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jGregensatz zum Mangel der Fähigkeit regelrechter 
Willensbestimmung die natürliche Geschäftsfähigkeit 
nicht ausschliesst und deshalb keinen Grund zur Ent- 
mündigung wegen Geisteskrankheit abgiebt". Deshalb 
iönne eine geistesschwache Person nicht als de« voV- 
mundschdftlichen Schutzes bedürftig angesehen und 
unter Vormundschaft gestellt werden. Für , solche 
Fälle sei die Pflegschaft vorgesehen, welche keine 
Beschränkung der Geschäftsfähigkeit mit sich führe 
und nur mit dem Einverständniss des Geistesschwachen 
eingesetzt werden könne. Gegen diese Auffassung 
hat schon nach der Veröffentlichung des ersten Ent- 
wurfs Mendel^) auf das Nachdrücklichste Einspruch 
eriioben. Er hat darauf hingewiesen, dass die Geistes- 
schwäche, wie sie die Gesetzgeber definiren, nicht 
dem entspricht, was die psychiatrische Wissenschaft 
darunter versteht und dass die juristische Definition 
in gekünstelter Weise einen Krankheit sbegriflf schaftt, 
welcher eine Grundlage für die Einsetzung der Pfleg- 
sc'haft abgeben soll. 

Die Irrenärzte sind sich einig darüber, dass man 
unter Geistesschwäche einen Ausfall und zwar 
einen dauernden, an geistiger Kraft zu verstehen habe, 
welcher entweder dadurch entsteht, dass das Gehirn 
jnit fortschreitendem Alter nicht eine dementsprechende 
Ausbildung erfährt (dahin gehören die Fälle von 
Idiotie und Imbecillität, oder dass eine nach normaler 
Ausbildung des Gehirns auftretende Erkrankung das 
letztere schädigt, sei es von vornherein, wie bei der 
Dementia paralytica, sei es, dass die Geistesstörung 
in ihrem Verlaufe zur Geistesschwäche führt oder 
nach ihrem Ablauf Geistesschwäche zurücklässt. .. 

Gerade diese Geistesschwachen sind aber, weil ihre 

') 1. c. 
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Xrankheit für den Laien nicht so ohne Weiteres er- 
kennbar ist, wie Mendel treffend ausführt, am meisten 
-des vormundschaftlichen Schutzes bedürftig, weil gerade 
sie am häufigsten wirthschaftlich zu Grunde gehen, 
wenn sie nicht unter vormundschaftliche Fürsorge ge; 
stellt werden. Die für sie vorgesehene Pflegschaft 
bietet für den mangelnden vormundschaftlichen Schutz 
Jceinen genügenden Ersatz, weil der Geistesschwache 
der Krankheitseinsicht ermangelt und deshalb höchst 
selten aus eigenem Antriebe die Einsetzung eines 
Pflegers betreiben, oder wie es das Gesetz vorschreibt, 
seine Einwilligung dazu geben wird. Der zweite Ent- 
wurf, welcher den so gefassten Begriff der Geistes- 
schA\'äc]ie eliminirt hatte und nur von Geisteskranken 
sprach, würde immerhin die Möglichkeit gegeben haben, 
solclie Geisteskranke (im Sinne der psychiatrischen 
Wissenschaft Geistesschwache, also Imbecille) unter 
Vormundscliaft zu stellen. 

In dem dritten Entwurf ist aber auf dem Wege 
von der Commission über den Bundesrath zum Reichs- 
tage die Geistesschwäche als Entmündig-ungsgrund 
wieder eingefügt worden, entgegen den Motiven zum 
ersten Entwurf, welche für die Geistesschwachen doch 
eigentlich die Pflegschaft vorbehalten wissen wollten. 
Wenn damit auch die wünschenswerthe Möglichkeit 
gegeben ist, die Imbecillen in ausreichender Weise zu 
schützen, so passt doch die Bezeichnung „Geistes- 
schwäche", wie der Gesetzgeber sie versteht, im ärzt- 
lichen äinne nicht für alle anderen Kategorien von 
Geisteskranken, auf welche diese Bezeichnung nach 
dem Bürgerlichen Gesetzbuch ausgedehnt werden soll. 
Es muss auf das Bestimmteste Verwahrung dagegen 
eingelegt werden, dass die Bezeichnung „Geistes- 
schwäche" schlechthin im Gegensatz zur „Geistes- 
krankheit" auf einen minderen Grad geistiger 
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Erkrankung angewendet wird, wenigstens im wissea- 
schaftlich-psychiatrischen Sinne, aber es kann auch 
nicht zugegeben werden, dass man diese Nomenclatur 
in Uebereinstimmung mit oder Anlehnung an einen 
allgemeinen Sprachgebrauch eingeführt hat. 

Das neue Gesetz kennt demgemäss zwei 
Arten der Entmündigung, die eine wegen 
Geisteskrankhei t und eine zweite wegen Geistes- 
schwäche, und es unterscheidet diese beiden Arten 
von Entmündigten nach ihrer Geschäftsfähigkeit. 

Untersucht man näher, wie die Ges chäfts fähig- 
keit des Geisteskranken von der des Geistesschwachen 
abgegrenzt wird, so glaubt man den Geist des All- 
gemeinen Landrechts zu verspüren. Wie dort der 
ßasende und Wahnsinnige in Ansehung seiner 
Geschäftsfähigkeit dem Kinde unter 7 Jahren gleich- 
geachtet wird, d. h. also als geschäftsunfähig gilt, so 
nach den neuen Bestimmungen der wegen Geistes- 
krankheit Entmündig-te — wie dort der Blödsinnige, 
welcher unter Vormundschaft steht, gleich dem Un- 
mündigen mit noch gewissen Rechten ausgestattet ist 
(er kann Rechte erwerben j ohne Gegenleistungen zu 
machen und sich von Verbindlichkeiten befreien), so 
hier der wegen Geistesschwäche Entmündigte. 

Man hat also die Begriffe Geisteskrankheit und 
Geistesschwäche ganz den Bedürfnissen der practiscben 
Jurisprudenz anpassen zu dürfen geglaubt, ohne sich 
um ihre psychiatrische Bedeutung zu kümmern, aber 
auch ohne dem allgemeinen Sprachgebrauch Rechnung 
zu tragen. Es ist wenigstens nicht bekannt, dass der 
Laie mit den Begriff'en der Geisteskrankheit und 
Geistesschwäche graduelle Unterschiede in der Auf- 
fassung von Seelenstörungen zu verbinden pflegt, etwa 
wie man bei körperlichen Krankheitszuständen den 
„Kranken" vom „Schwachen" unterscheidet. Aber 
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die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches 
gehen davon aus, dass Geisteskrankheit den höheren, 
Greis tesschwäche den minderen Grad einer Seelen- 
störung kennzeichnet. 

^ ie hat sich der zu sachverständiger Be- 
urtheilung herangezogene Arzt diesen Ge- 
setzesbestimmungen gegenüber zu verhalten? 
"Wenn auch zuzugeben ist, dass der begutachtende 
Arzt dem Richter bei der Auslegung des Gesetzes 
unter sorgfältiger Beachtung der Vorschriften desselben 
jede mögliche Hille zu leisten hat, so kann von ihm nicht 
verlangt werden, dass er sein ürtheil lediglich dem 
praktischen Bedürfnisse des Juristen unterordnet unter 
Preisgabe seiner wissenschaftlichen Anschauung. Es 
wird schon, wenn bei einem Geisteskranken die Ent- 
mündiguDg in Frage kommt, für den Arzt schwierig 
oder sogar meist immöglich sein, im Einzelfalle zu 
beurtheilen, welcher Willenserklärungen oder Rechts- 
handlungen im juristischen Sinne der Kranke fähig 
sei, es ist aber unbillig, von dem Sachverständigen 
zu verlangen, dass er lediglich von diesem Gesichts- 
punkte aus — also a posteriori — sein Urtheil ab- 
gebe, ob Geisteskrankheit oder Geistesschwäche vor- 
liege. 

Es muss auch als ein unglücklicher Gedanke be- 
zeichnet werden, nunmehr schematisirend die psychiatri- 
schen Krankheitsbilder unter die Begriffe der Geistes- 
krankheit oder Geistesschwäche lediglich unter dem 
Oesichtswinkel des bürgerlichen Entmündigungs- 
rechts auftheilen zu wollen, wie dies Endemann ^) 
unter Mithülfe von Wollenberg versucht hat. 

Für den gerichtlichen Sachverständigen wird es sich 



1) Einführung in das Studium des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs. Berlin 1898, 3. u. 4. Aufl., S. 125. 
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empfehlen, sein Gutachten fortan so abzugeben, dass 
er schliesst: Der pp. leidet an . . . (Paranoia, Paralyse,. 
Melancholie etc.), er ist geisteskrank und vermag seine 
Angelegenheiten nicht zu besorgen oder: Der pp. leidet 
an einer Geistesstörung, welche die Wissenschaft unter 
dem Namen der . . . (Paranoia etc.j kennt, er ist im. 
Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches als geistes- 
schwach zu erachten und vermag seine Angelegenheiten 
nicht zu besorgen. 

Auf diese Weise wird der Arzt noch am ehesten 
den Anforderungen des Gesetzes entsprechen, sein ärzt- 
liches und wissenschaftliches Gewissen salviren und 
alle Missverständnisse ausschliessen können. 

2. Die Entmündigung wegen Trunksucht. 
§ 6. Entmündigt kann werden: 

3. Wer in Folge von Trunksucht seine An- 
gelegenheiten nicht zu besorgen vermag 
oder sich oder seine Familie der Gefahr 
des Nothstandes aussetzt oder die Sicher- 
heit anderer gefährdet. 
Mit der Einführung der Entmündigung wegen 
Trunksucht erfüllt die Gesetzgebung ein Postulat, 
welches zu den ältesten Forderungen der Aerzte ge- 
hört. In den Motiven zum ersten Entwurf des 
Bürgerlichen Gesetzbuches war gesagt, dass der Trinker 
für die menschliche Gesellschaft ein Schädling sei, 
dass er das Familienleben, gefährde, zu verbreche- 
rischen Handlungen neige und den Volkswohlstand 
untergrabe. 

Es ist zu bedauern, dass zur Zeit noch nicht um- 
fassendere Massnahmen zur Verhütung und Be- 
kämpfung des Alkoholmiss brauchs bei uns eingeführt 
sind, aber der § 6, 3 des Bürgerlichen Gesetz- 
buches kann als ein erster gewichtiger Schritt dazu 
mit GenugtLuung begrüsst werden. 



Digitized by V3OOQ IC 



— 15 — 

Die Stellung, welche man der „Trunksucht" unter 
den Gründen zur Entmündigung^ angewiesen hat, d. h. 
die nicht misszuverstehende Bestimmung, dass ausser 
Geisteskranken, Geistesschwachen und Verschwendern 
auch Trunksüchtige entmündigt werden können, be- 
weist, dass unter § 6, 3 nicht diejenigen Personen 
fallen, welche durch Alkoholmissbrauch geisteskrank 
im weiten Sinne geworden sind, also nicht die Deli- 
ranten, die an alkoholistischem Wahnsinn, alkoholischer 
Paralyse und Epilepsie Leidenden. Ihre Entmündigung 
ist nach § 6, 1 zu bewerkstelligen. Ferner nicht die- 
jenigen Personen, bei welchen die Neigung ^zum Miss- 
brauch alkoholischer Getränke durch eine bestehende 
Geisteskrankheit sich entwickelt, und zu diesen gehören 
die sog. Quartalssäufer, die man als periodisch Geistes- 
kranke erkannt hat. 

Es wird sich vielmehr um die grosse Zahl der- 
jenigen Trinker handeln, welche weder geisteskrank 
waren, noch es durch den Alkohol geworden sind, und 
bei denen ein durch längere Perioden fortgesetzter 
Missbrauch mit geistigen Getränken einen unwider- 
stehlichen Drang erzeugt hat, den Alkohol regelmässig 
Tind gewöhnlich in immer steigender Menge zu ge- 
messen. Das sind jene Säufer, bei welchen sich im 
Laufe der Zeit ein Zustand entwickelt, welchen man 
als alkoholistischen Charakter bezeichnet. Das Gemüths- 
leben und die Verstandsthätigkeit erleiden bedeutsame 
Veränderungen. Der Trinker wird reizbar, auf- 
brausend und jähzornig, er misshandelt Frau und 
Kinder, er verliert alles Gefühl für Sitte und Anstand, 
er vernachlässigt sein Geschäft, er vergeudet sein 
Vermögen, er erwirbt nur noch, um seiner Leiden- 
schaft zu tröhnen, während seine Familie am Hunger- 
tuche nagt — kurz, es bereitet sich bei ihm der Bodeii 
vor, aus welchem jederzeit eine der alkoholistischen 
Psychosen hervorbrechen kann. 
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Diese Säufer können in Zukunft unter vormund- 
schaftlichen Schutz genommen werden. 

Die Voraussetzungen für die Entmündigung wegeu 
Trunksucht sind theils solche, aus denen Geisteskranke 
und Geistesschwache entmündigt werden (Unvermögen 
in der Besorgung der eigenen Angelegenheiten), theils 
solche, welche für die Bevormundung der Verschwen- 
der gelten (wer sich oder seine Angehörigen der Ge- 
fahr des Nothstandes aussetzt), endlich tritt hinzu 
die Gefährdung der Sicherheit anderer. Das Vorhan- 
densein dieser drei Voraussetzungen zu erweisen, wird 
niemals Sache des ärztlichen Sachverständigen sein. 
Ihm wird unter Umständen die Frage vorgelegt werden, 
ob eine Person an Trunksucht leidet. 

Dazu wird er nachweisen müssen, dass der oben 
bezeichnete Geisteszustand des chronischen Alko- 
holisten besteht, und dass sich derselbe in dem be- 
sonderen Falle durch fortgesetzten Missbrauch alko- 
holischer Getränke entwickelt hat. 

Dieser Geisteszustand der Trinker ist aber nicht 
durchgängig und einzig und allein dem Alkoholiker 
eigenthümlich. Er kann beispielsweise, ohne dass ein 
Abusus spirituosorum vorliegt, sich auch beim Para- 
lytiker im Beginn der Krankkeit entwickeln, er kann 
auch auf epileptischer Grundlage ohne alkoholistische 
Aetiologie hervortreten. 

Der ärztliche Sachverständige wird deshalb, da es 
sich meist um einen chronischen Abusus spirituosorum 
handelt, bei der Untersuchung immer sorgfältig auf 
die ganz specifischen körperlichen Erscheinungen des 
chronischen Alkoholismus zu achten haben, also auf 
den Tremor, die Gefäss Veränderung, den Foetor alco- 
holicus, die Leberschwellüng, etwaige neuritische Er- 
scheinungen u. dgl. m. 

Bei Berücksichtigung dieser Symptome und dem 
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Ausschluss anderer Erkrankungen wird er im Stande 
sdin zu beurtheilen, ob Alcoholisnlus chronicus vorliegt 
oder nicht. 

Die neuen Bestimmungen des bürgerlichen Rechts 
nehmen mit dem § 6, 3 eine Bestimmung auf, welche 
bereits 1892 in dem Entwurf eines Gesetzes, be- 
treffend die Bekämpfung der Trunksucht*) enthalten 
war, aber zusammen mit dem ganzen Entwurf nicht 
zur Annahme im Reichstage gelangte. 

In der Begründung zu diesem Gesetzentwurf, 
welcher die Trunksucht durch gewerbepolizeiliche, 
privatrechtliche und strafrechtliche Bestimmungen be- 
kämpfen wollte, war gesagt: „eine wirksame Heilung 
der der Trunksucht Verfallenen kann, wie gegenwärtig 
allgemein anerkannt wird, in der Regel nur in be- 
sonderen Trinkerheilanstalten erreicht werden. Es wird 
daher unter Umständen eine der wichtigsten Aufgaben 
des Vormunds die sein, darüber zu bestimmen, ob 
der Trunksüchtige in einer Trinkerheilanstalt unter- 
zubringen sei." Auch bei den Strafbestimmungen 
wurde ebenfalls die Erlaubniss eingeführt, den Trinker 
statt einem Arbeitshause einer Trinkerheilanstalt zu 
überweisen in der Erkenntniss, dass eine Besserung 
und Heilung des Trunksüchtigen nur in solchen 
Krankenhäusern erwartet werden könne. 

Welche Wirkungen darf man sich, wenn lediglich 
nach den Bestimmungen des § 6, 3 verfahren wird, 
von diesem Vorgehen für die Bekämpfung der Trunk- 
sucht versprechen? 

Der Trinker, welcher begonnen hat, seine An- 
gelegenheiten zu vernachlässigen und sein Vermögen zu 
vergeuden, wird durch die Stellung unter Vormundschaft 



1) Drucksachen des deutschen Eeichstages. 8. Legislatur- 
periode, I. Session 1890/92, No. 593. 

B rasch, Die Geisteskranken im Bürgerlichen Gesetzbuch. 2 
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dadurch wirksam geschützt werden, dass ein anderer 
seine Angelegenheiten besorgt und sein Vermögen ver- 
waltet, aber er wird nicht aufhören zu trinken. Für 
die weitere Gefährdung der Sicherheit Anderer vollends 
bietet die Entmündigung wie im Allgemeinen so auch 
hier im Besonderen gar keinen Schutz, und auch wenn 
man mit den Bestimmungen des Strafgesetzes gegen 
den Säufer vorgehen wollte, würde man ihn nicht 
bessern, zumal ihm für Strafthaten, die im Bausch 
begangen sind, noch eine mildere Bestrafung gewährt 
wird. 

Die Entmündigung des Trunksüchtigen wird erst 
dann wirksam werden, wenn der nach § 1896 ernannte 
Vormund, welchem nunmehr die Besorgung der An- 
gelegenheiten des Entmündigten obliegt, und der auch 
u. A. das Recht hat, dessen Aufenthaltsort zu be- 
stimmen (§ 1897, § 1800, § 1631), von diesem letzteren 
Recht Gebrauch macht, indem er den Säufer einer 
Trinkerheilanstalt überweist. 

Dieser Standpunkt wurde bereits in den Com- 
missionsverhandlungen acceptirt, die Protokolle sagen 
darüber: „Die Entmündigung des Trinkers ist das ge-. 
eignete privatrechtliche Mittel, um die Unterbringung 
des Trinkers in eine Heilanstalt zu ermöglichen.'' 

An solchen Trinkerasylen fehlt es zur Zeit in 
Deutschland zwar nicht gänzlich, aber sie sind noch 
bei Weitem nicht in ausreichender Anzahl vorhanden. 

In der Begründung des Gesetzes zur Bekämpfung 
der Trunksucht war die Erwartung ausgesprochen, 
dass mit der Einführung der Zwangsunterbringung 
der Trinker in Trinkerasylen durch die Thätigkeit 
von Vereinen und Communen sich die Zahl dieser 
Asyle entsprechend vermehren würde. 

Vor der Hand stehen im ganzen Deutschen Reich 
für diesen Zweck nur einige zwanzig AsAde zur Ver- 
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fügung, in welchem einige hundert Pfleglinge Platz 
finden können. Diese Anstalten dienen entweder Er- 
werbszwecken, d. h. der Aufnahme Trunksüchtiger 
aus den wohlhabenden Ständen, oder sie werden von 
Wohlthätigkeits- uud Abstinenz vereinen unterhalten 
und nehmen gegen massigen Entgelt weniger Be- 
mittelte auf. Für die grosse Menge der Trunksüchtigen 
wird auch dieses Opfer unerschwinglich sein, und so 
lange nicht durch Eintreten der Krankenkassen oder 
durch Eingreifen der Communalarmenverbände, welche 
letztere ja für die Unterbringung der Geisteskranken 
und Epileptischen auch Sorge tragen müssen, die Für- 
sorge für die Trinker übernommen wird, kann man 
sich von der Wirkung des Entmündigungsparagraphen 
nicht grosse Erfolge versprechen. Eine dahingehende 
Aenderung im Reichs-Krankenversicherungsgesetz ist 
nicht wahrscheinlich, da kraft desselben sehr häufig 
gerade die Trunkfälligkeit des Versicherton ein die 
Unterstützung aus^chliessendes Moment bildet. Die 
Abwälzung der Unterhaltungspflicht dieser Trinker- 
asyle auf die Armenverbände würde sich um so mehr 
empfehlen, als die Verarmung durch Trunksucht 
wohl im Allgemeinen jenen Verbänden die Hauptlasten 
auferlegt. 

Wie dem auch sein möge, die Segnungen des 
§ 6, 3 werden sich schon aus diesem Grunde in 
grösserem Umfange sehr bald nach seinem Inkraft- 
treten nicht äussern, andere Gründe hierfür sind in 
dem Entmündigungsverfahren wegen Trunksuclit ge- 
geben, auf welches weiter unten eingegangen werden soll. 

Die Principienfrage, ob die Entmündigung das 
geeignete Mittel zur Bekämpfung der Trunksucht ist — 
sie wird bekanntlich von F o r e 1 ^) verneint — oder 

^) A. Forel, Die Errichtung von Trinkerasylen und deren 
Einfügung in die Gesetzgebung. Bremerhaven u. Leipzig 1892. 

2* 
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welche aüdern Mittel dazu geeignet wären, soll hier 
nicht weiter berührt werden. In Deutschland ist mit 
der Einführung des § 6, 3 in das bürgerliche Becht 
thalsächlich der erste gesetzhche Schritt gethan, 
welcher Mittel zur Unterdj-ückung der Trunksucht 
und ihrer Folgen an die Hand giebt, und dieser ersten 
That, zu der die Gesetzgebung sich aufgerafft hat, 
haben sich die folgenden anzupassen. 

Dass übrigens dem umständlichen Entmündigungs- 
verfahren die Asylirung des Trinkers im Verwaltungs- 
wege^) vorzuziehen sei, muss bestritten werden. 
Dieses Verfahren würde, so sehr man auch Vorsorge, 
füi" eine missbräuchliche Anwendung desselben treffen 
könnte, nicht diejenigen Eechtsgarantien bieten, wie 
der Process vor den ordentlichen Gerichten. 

Gerade die gesetzhche Gleichstellung der Trunk- 
süchtigen mit den Geisteskranken und das sich daran 
anschliessende gleichartige Verfahren zum Schutze 
dieser gleich Hilfsbedürftigen hebt das so geartete 
Einschreiten gegen die Trunksucht wirksam heraus 
aus dem Rahmen einer polizeilichen Strafmassregelung 
und bringt es auf das Niveau einer vom Rechtsschutz 
umgebenen ärztlichen Fürsorge. 

3. Das Entmündigungsverfahren. 
Das gerichtliche Verfahren für die Entmündigung 
war bereits seit Einführung der Civilprocess-Ordnung 
(1879) für das deutsche Reich das gleiche. Die ein- 
heitliche Regelung des bürgerlichen Rechts hat gewisse 
mehr formale Aenderungen und Uebergangsbestim* 
mungen nöthig gemacht, welche in der N o volle zur 
Civilprocess-Ordnung vom 17. Mai 1898 nieder- 



1) Bratz, Die Behandlung der Tninkstichtigen unter dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch. Halle 1898. 
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gelegt sind. Sie sollen hier kurz angeführt werden. 
Statt des: 

' § 593. Eine Person kann für geisteskrank 

(wahnsinnig, blödsinnig) nur durch Beschluss 
des Amtsgerichts erklärt werden, 
heisst es jetzt: 

§ 645. Die Entmündigung wegen Greistes- 
krankheit oder Geistesschwäche erfolgt 
durch Beschluss des Amtsgerichts. 
Der neue 

§ 649. Das Gericht kann vor der Einleitung 
des Strafverfahrens die Beibringung eines 
* ärztlichen Zeugnisses anordnen, 

entspricht dem alten § 597, Abs. 2. 
Hinter die Bestimmung des alten 

§ 598. Der zu Entmündigende ist persönlich 
unter Zuziehung eines oder mehrerer Sach- 
Sachverständigen zu vernehmen, 
tritt im neuen 

§ 654. Zu diesem Zwecke kann die Vorführung 
des zu Entmündigenden angeordnet werden. 
Der letzte Absatz des alten 

§ 598. Die Vernehmung kann unterbleiben, 
wenn sie nach Ansicht des Gerichts schwer 
ausführbar oder für die Entscheidung un- 
erheblich oder für den Gesundheitszustand 
des zu Entmündigenden nachtheilig ist, 
hat eine Verschärfung erfahren: 

§ 598. (Letzter Absatz.) Die . Vernehmung 
darf nur unterbleiben, wenn sie mit be- 
sonderen Schwierigkeiten verbunden oder 
nicht ohne Nachtheil für den Gesundheits- 
zustand des zu*" Entmündigenden aus- 
führbar ist. 
Der frühere § 599 entspricht genau dem neuen 
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§ 656. Die Entmündigung darf nicht aus- 
gesprochen werden, bevor das Gericht ein 
oder mehrere Sachverständige über den 
Geisteszustand des zu Entmündigenden ge- 
hört hat. 
Neu ist der § 656 : 

§ 656. Mit Zustimmung des Antragstellers 
kann das Gericht anordnen, dass der zu 
Entmündigende auf die Dauer von höchstens 
sechs Wochen in eine Heilanstalt gebracht 
werde , wenn dies nach ärztlichem Qut- 
achten zur Feststellung des Geisteszustandes 
geboten erscheint und ohne Nachtheil für 
den Gesundheitszustand des zu Entmündi- 
genden ausführbar ist. Vor der Entschei- 
dung sind die in §646 bezeichneten Per- 
sonen^) soweit thunlich zu hören. Gegen 
den Beschluss, durch welche die Unter- 
suchung angeordnet wird, steht dem zu Ent- 
mündigenden, dem Staatsanwalt und binnen 
der für den zu Entmündigenden laufenden 
Frist den sonstigen in § 646 bezeichneten 
Personen die sofortige Beschwerde zu. 
Mit diesem Paragraphen ist ein Anschluss an die 
Strafprocess-Ordnung (§ 81) hergestellt, welcher bei 
schwer zu beurtheilenden Fällen die Klarstellung er- 
leichtem wird. Die Fassung der Bestimmung ist nicht 
ganz in Uebereinstimmung mit derjenigen der Straf- 
process-Ordnung. 

Im Straf process kann der Angeschuldigte 
„au f Antrag eines S achverständigen nach An- 
hörung des Vertheidigers z ur Yorb ereitung eine» 
Gutachtens über den Geisteszustand des An- 



1) Ehegatte, Verwandte, gesetzliche Vertreter. 
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geschuldigten in eine Irrenanstalt gebracht werden" 
im Entmün digun gsverfahren ist dies „mit Zu- 
stimmung des Antragstellers möglich, wenn es nach 
ärztlichem Gutchten zur Feststellung des 
Geisteszustandes geboten erscheint" und 
„ohne Nachtheil für den Gesundheitszustand des zu Ent- 
mündigenden ausführbar ist." 

Es ist fraglich, ob beide Paragraphen dem Sach- 
verständigen das gleiche Recht verleihen sollen, näm- 
lich das der Antragstellung ; es hätte wohl,' wenn dies 
beabsichtigt gewesen wäre, nahe gelegen, die Fassung 
in der Civilprocess-Ordnung mit der älteren in der 
Strafprocess-Ordnung in grössere Uebereinstimmung 
zu bringen. 

Der zu Entmündigeüde geniesst bei diesem Ein- 
griff in seine persönliche Freiheit noch während das 
Verfahren schwebt einen grösseren Schutz als der 
Angeschuldigte. 

Bei Letzterem muss zwar der Yertlieidiger gehört 
und wenn er keinen hat, muss ihm ein solcher bestellt 
werden; bei dem zu Entmündigenden aber kann die 
Verbringung in eine Irrenanstalt nur mit Zustimmung 
des Antragstellers angeordnet werden, vor der Ent- 
scheidung sind die Angehörigen, soweit thunlich, zu 
hören, und es bedarf einer ausdrücklichen sach- 
verständigen Aeusserung darüber, ob diese Unter- 
bringung in einer Irrenanstalt ohne Nachtheil für den 
Gesundheitszustand des zu Entmündigenden geschehen 
kann. 

Die Dauer dieser klinischen Beobachtung ist in 
beiden Fällen die von sechs Wochen höchstens. Auch das 
Beschwerderecht ist beide Male in gleicher Weise ge- 
regelt. 

Neue Bestimmungen gelten für die Zustellung des 
Entmündigungsbeschlusses : Dieser muss dem wegen 
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Geistesschwäche Entmündigten (nicht dem wegen 
Geisteskrankheit unter Vormundschaft genommenen) 
von Amtswegen zugestellt werden und tritt erst dann 
in Wirksamkeit (§ 660, 661). 

Das Verfahren zur Entmündigung der 
Trunksüchtigen (und Verschwender) lehnt sich 
im Allgemeinen eng an dasjenige zur Entmündigung 
der Geisteskranken und Geistesschwachen an. 

Die Entmündigung erfolgt auch hier nur durch 
Beschluss des Amtsgerichts und nur auf Antrag. Zu 
dieser Antragstellung sind berechtigt der Ehegatte 
und die Verwandten, aber nicht der Staatsanwalt 
(§ 680). Hier scheint das Gesetz eine bedenkliche 
Lücke offen gelassen zu haben, indem bei Ti-unk- 
süchtigen, welche keinen Familienanhang haben, die 
Antragstellung unmöglich wird, falls nicht in den Aus- 
führungsgesetzen der einzelnen Bundesstaaten noch 
dahingehende Bestimmungen erlassen werden. Einzelne 
Landesgesetze, z. B. in Bayern und Sachsen^), verleihen 
das Recht zu dieser Antragstellung Gemeinden und 
Armenverbänden, und diese landesgesetzlichen Be- 
stimmungen bleiben nach § 680 ausdrücklich unberührt. 
§ 681: Ist die Entmündigung wegen Trunk- 
sucht beantragt, so kann das Gericht die 
Beschlussfassung über die Entmündigung 
aussetzen, wenn Aussicht besteht, dass der 
zu Entmündigende sich bessern werde. 
Welche praktischen Folgen dieser Paragraph haben 
wird, insbesondere ob er sich als Massregel gegen die 
Trunksucht bewähren wird, ist noch nicht abzusehen. 



1) Anm. bei der Correctur: Auch dem preussischen Land- 
tage ist inzwischen ein Ansführungsgesetz zur Civilprocess- 
ordnung vorgelegt worden, welches die Gemeinden und Armen- 
verbände ermächtigt bei Trinkern den EntmOndigungsantrag 
zu stellen. 
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Lediglich das Aussetzen des Verfahrens, also etwa 
die moralische Einwirkung des begonnenen Processes 
wird keinen Säufer bessern — nach dem heutigen 
Stande der Wissenschaft liegt die Möglichkeit hierzu 
einzig und allein in der Asylirung des Trinkers. Es 
wäre also erwünscht, dass der Richter bei dem Ein- 
wurf, es sei eine Aussicht auf Besserung vorhanden, 
sich dieser wissenschaftlich begründeten Anschauung 
anschliessen und die Aussetzung nur dann verfügen 
möchte, wenn der Trunksüchtige sich zum Eintritt in 
eine. Trinkerheilanstalt bereit erklärt bezw. den Nach- 
weis des Eintritts erbringt. Es ist fraglich, ob diese 
den Aerzten geläufige Anschauung beim Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Gesetzbuches sich in Richterkreisen 
schon viele Anhänger erworben haben wird, aber da 
wo es der Fall ist, kann wohl nicht bezweifelt werden, 
dass der Richter in der Lage ist, an die Aussetzung 
des Verfahrens jene Bedingung als die einzige, welche 
„Aussicht auf Besserung" gewährt, zu knüpfen. 

Das Entmündigungsverfahren ist ausserdem kost- 
spielig und schon deshalb in bedauerlicher Weise er- 
schwert. Die Kosten werden bei erfolgter Ent- 
mündigung auf den Entmündigten, sonst auf den 
Antragsteller abgewälzt (§ 682). 

Endlich bringt das mit Erfolg zu Ende geführte 
Verfahren die Macula der öffentlichen Bekanntgebung 
mit sich: 

§ 687 : Die Entmündigung einer Person wegen 
Verschwendung oder wegen Trunksucht sowie 
die Wiederaufhebung einer solchen Entmündigung 
ist von dem Amtsgericht öffentlich bekannt zu 
machen. 

Beides, die Kosten sowie die Veröffentlichung, 
könnten häufiger den Grund zur Anwendung des § 681 
(Aussetzung des Verfahrens) abgeben und alsdann eine 
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wohlthätige Wirkung ausüben, vorausgesetzt, dass mit 
der Aussetzung des Verfahrens der Eintritt des Trunk- 
süchtigen in ein Asyl verbürgt würde. 

Wichtig erscheint hervorzuheben, dass bei dem 
Entmündigungsverfahren wegen Trunksucht eine Mit- 
wirkung ärztlicher Sachverständiger weder vorgesehen 
noch gar obligatorisch gemacht worden ist. Es ist 
zwar bestimmt, dass dem Antrage eine Angabe der 
ihn begründenden Thatsache und die Bezeichnung der 
Beweismittel beigegeben wird (§ 647), und das Gericht 
kann unter deren Benutzung die erforderlichen Er- 
mittelungen anstellen und die erheblich erscheinenden 
Beweise aufnehmen (§ 653), aber dei* Richter wird 
nicht, wie bei dem Entmündigungsverfahren gegen 
Geisteskranke und Geistesschwache ausdrücklich er- 
mächtigt, vor der Einleitung des Verfahrens die Bei- 
bringung eines ärztlichen Zeugnisses anzuordnen (§649), 
noch wird ihm zur Pflicht gemacht, die Entmündigung 
(wie bei den Geisteskranken und Geistesschwachen) 
nicht eher auszusprechen, bevor ein oder inehrere 
Sachverständige über den Geisteszustand des zu Ent- 
mündigenden gehört worden sind (§ 655). 

Es scheint demnach, dass die Gesetzgeber der 
Ansicht gewesen sind, auch der Laie könne in aus- 
reichender Weise die Entscheidung treffen, ob Jemand 
trunksüchtig sei. Die Erfahrung wird zeigen, ob diese 
Meinung eine zutreffende ist. 

Man hat von einer gesetzlichen Festlegung des 
Begriffes „Trunksucht" absehen zu können geglaubt. 
Aber nach dem heutigen Stande der Wissenschaft 
kann nicht geleugnet werden, dass der Trunksüchtige 
sich in einem krankhaften Geisteszustände befindet, 
der durch die toxischen Wirkungen des Alkohols sich 
ausbildet. Die Aerzte müssen daher auf dem Stand- 
punkt verharren, dass sie bei dem Entmündigungs- 
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verfahren wegen Trunksucht in gleicher Weise als 
Gutachter mitzuwirken berufen sind wie bei der Ent- 
mündigung Geisteskranker. Der gleiche Standpunkt 
wird auch von Juristen eingenommen, z. B. vonEnde- 
mann^) 

Es ist deshalb zu bedauern, dass dem Ent- 
mündigungsrichter auch bei dem Verfahren gegen 
Trunksüchtige die Zuziehung ärztlicher Sachverstän- 
diger nicht durch gesetzliche Bestimmungen nahegelegt 
worden ist. 

Uebergangsbestimmungen. 
Art. 155 des Einführungsgesetzes zum Bürger- 
lichen Gesetzbuehe: 

Wer zur Zeit des Inkrafttretens de» 
Bürgerlichen Gesetzbuches wegen Geistes- 
krankheit entmündigt ist, steht von dieser 
Zeit an einem nach der Vorschrift des 
Bürgerlichen Gesetzbuches wegen Geistes- 
krankheit Entmündigten gleich. 
Durch diesen Artikel werden vom 1. Januar 1900 
ab alle wegen Blödsinns im Sinne des Allgemeinen 
Landrechts Entmündigten, die bis dahin in Ansehung 
ihrer Geschäftsfähigkeit den Unmündigen gleich standen, 
nunmehr den Kindern unter 7 Jahren gleichgestellt, 
also als geschäftsunfähig betrachtet. Diese bisher 
nur in der milderen Form Entmündigten — in ihrer 
Geschäftsfähigkeit Beschränkten — sind von da ab 
vollkommen geschäftsunfähig. 

Es scheint, dass die vom I.Januar 1900 ab geltenden 
Bestimmungen, und zwar weder die des bürgerlichen 
Rechts noch die des Processverfahrens, einen Weg offea 
lassen, um den durch das Einführungsgesetz gänzlich 



1) 1. c. S. 176. Anm. 4. 
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geschäftsunfähig gewordenen Entmündigten ihre bis 
dahin nur beschränkte Geschäftsfähigkeit wiederzu- 
geben. Denn für die Wiederaufhebung der Ent- 
mündigung fehlen die Vorbedingungen, nämlich die 
Beseitigung der Geistesstörung, und für eine Anfechtung 
ebenfalls, da diese sich nur gegen einen Amtsgerichts- 
beschluss wegen Entmündigung richten kann (§ 605 
der alten Civilprocess - Ordnung, § ö64 der neuen 
Oivilprocess-Ordnung). 

Vorläufige Vormundschaft. 
Bei der Umständlichkeit des Entmündigungs- 
prpcesses kann in Fällen, wo vor Beendigung des 
Verfahrens die Person oder das Vermögen eines Voll- 
jährigen gefährdet erscheint, diese durch Gerichts- 
beschluss in „vorläufige Vormundschaft" genommen 
werden; hierauf beziehen sich die folgenden Bestim- 
mungen des Bürgerlichen Gesetzbuches : 

§ 1906. Ein Volljähriger, dessen Entmün- 
digimg beantragt ist, kann unter vorläufige 
Vormundschaft gestellt werden, wenn das Vor- 
mundschaftsgericht es zur Abwendung einer 
erheblichen Gefährdung der Person oder des 
Vermögens des Volljährigen für erforderlich er- 
achtet. 

§ 1907. Die Vorschrift über die Berufung 
zur Vormundschaft gilt nicht für die vorläufige 
Vormundschaft. 

§ 1908. Die vorläufige Vormimdschaft endigt 
mit der Rücknahme oder der rechtskräftigen 
Abweisung des Antrages auf Entmündigung. 

Erfolgt die Entmündigung, so endigt die 
vorläufige Vormundschaft, wenn auf Grund der 
Entmündigung ein Vormund bestellt wird. Die 
vorläufige Vormundschaft ist von dem Vormund- 
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Schaftsgericht au&uheben, wenn der Mündel des« 
vorläufigen vormundschaftlichen Schutzes nicht 
mehr bedürftig ist. 

IL Die Pflegrschaft. 

Diese Form der Bevormundung war bisher in 
Preussen durch die Vormundschaftsordnung vom 
5. Juli 1875 eingeführt. 

§ 20 dieses Gresetzes besagte: 

Personen , welche selbst zw 
handeln ausser Stande sind und 
der väterlichen oder vormundschaftlicheal 
Vertretung entbehren, können für ein* 
zelne Angelegenheiten oder für einen; 
bestimmten Kreis von Angelegenheiten 
einen Pfleger erhalten. 
Diese Bestimmung liess also zu, dass der Vor- 
mundschaftsrichter ohne das umständliche Verfahren, 
wie es bei der Entmündigung vorgeschrieben war, 
einem Volljährigen, nicht Entmündigten, für gewisse^ 
Rechtsgeschäfte einen Beistand in Form eines Pflegers 
an die Seite setzen konnte. Dabei war der Begriff 
des Unvermögens, selbst zu handeln, nicht näher be- 
stimmt, und es war dem Ermessen des Richters 
weitester Spielraum gelassen. Es war ihm anheim- 
gegeben, sich die Ueberzeugung von dem Vorhanden- 
sein der Handlungsunfähigkeit duich ein ärztUches 
Zeugniss zu verschaffen oder nicht. Die Vortheile 
eines solchen Verfahrens liegen in der Schnelligkeit 
seiner Durchführung und in der Möglichkeit, den Bei- 
stand für einzelne Rechtsangelegenheiten zu gewähren. 
Es konnte beispielsweise, während ein umständliches 
Entmündigungsverfahren schwebte, für den Hand- 
lungsunfähigen ein Pfleger ernannt werden, auch ohne 
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den Willen des Ersteren. Und diese Bestimmung 
konnte angewendet werden auf alle Personen, die, sei 
es infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen, selbst 
zu handeln ausser Stande waren. 

Die Pflegschaft hörte aul (§91 Vormundschafts- 
Ordnung), wenn der Grund zu deren Einleitung ge- 
hoben war. 

. In anderen Theilen des deutschen. Reiches (Rhein- 
provinz, Baden) galt der § 499 des Code civil, nach 
welchem das Gericht auch bei Ablehnung der Ent- 
mündigung dennoch unter Umständen anordnen konnte, 
dass einer Person ein Beistand zugetheilt werde für 
bestimmte, ganz genau bezeichnete Rechtsgeschäfte. 
Das Verfahren blieb aber das gleiche wie bei der 
Entmündigung. 

Das Bürgerliche Gesetzbuch regelt die Pflegschaft 
in viel bestimmterer Form. 

Abgesehen davon, dass es anordnet (§ 1909), dass 
die unter elterlicher Gewalt oder Vormundschaft 
Stehenden einen Pfleger erhalten können, wenn der 
Gewalthaber oder Vormund an der Besorgung ge- 
wisser Angelegenheiten für den Schützling verhindert 
ist, und dass ein Pfleger zu ernennen sei, wenn die 
Voraussetzungen für Einleitung der Vormundschaft 
zwar vorhanden sind, der Vormund aber noch nicht 
ernannt ist, bestimmt es in 

§ 1910. Ein Volljähriger, der nicht untei 
Vormundschaft steht, kann einen Pfleger für 
seine Person und sein Vermögen erhalten, wenn 
er in Folge körperlicher Gebrechen, insbesondere 
weil er taub, blind oder stumm ist, seine An- 
gelegenheiten nicht zu besorgen vermag. 

Vermag ein Volljähriger, der nicht unter 

... Vormundschaft steht, in Folge geistiger oder 

• i. körperlicher Gebrechen einzelne seiner An- 
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gelegenheiten oder einen bestimmten Kreis seiner 
Angelegenheiten, insbesondere seine Vermögens* 
angelegenheiten nicht zu besorgen, so kann er für 
diese Angelegenheiten einen Pfleger erhalten. 

Die Pflegschaft darf nur mit Einwilligung 
des Gebrechlichen angeordnet werden, es sei 
denn, dass eine Verständigung mit ihm nicht 
möglich ist. 

§ 1918. Abs. 3. Die Pflegschaft zur Be- 
sorgung einer einzelnen Angelegenheit endigt 
mit deren Erledigung. 

§ 1920. Eine nach § 1910 angeordnete Pfleg-. 
Schaft ist von dem Vormundschaftsgericht auf- 
zuheben, wenn der Pflegebefohlene die Auf- 
hebung verlangt. 

Als Neuerung führt das Bürgerhche Gesetzbuch 
ein, dass Niemand gegen seinen Willen einen Pfleger 
erhalten darf oder ihn länger zu behalten braucht, 
als er will. Nur Gebrechliche, mit denen eine Ver- 
ständigung unmöglich ist, erhalten auch ohne ihre 
Einwilligung einen Pfleger. Dieser Fall könnte sich 
bei manchen Formen der Aphasie ereignen, wo die 
Verständigung durch Wort und Schrift aufgehoben 
ist, und bei Taubstummen. Für geistig Gebrechliche 
könnte der Abs. 3 des § 1910 kaum in Betracht 
kommen, da Personen, bei denen die geistige Störung 
so hohe Grade erreicht hat, dass man sich mit ihnen, 
nicht verständigen kann, der Vormundschaft und nicht 
der Pflegschaft bedürftig sind — bei diesen könnte 
aber die Pflegschaft nach § 1909 Abs. 3, während 
das Entmündigungsverfahren schwebt, oder die vor- 
läufige Entmündigung nach § 1906 angeordnet werden. 
Im Allgemeinen stellt das Gesetz als Merkmal 
für denjenigen krankhaften Zustand, welcher für die 
Anordnung der Pflegschaft in Frage kommt, die „G e - 
brechlichkeit" auf. 
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Was kennzeichnet den Gebrechlichen? Nach dem 
Sprachgebrauch verstehen wir darunter einen krank- 
haften Zustand, welcher dem Kranken die Fähigkeit, 
sich zu bewegen und mit anderen zu verkehren ein- 
schränkt oder gänzlich nimmt. Wir verbinden damit 
wohl auch eine lange Dauer oder gar die Unheilbar- 
keit dieses Zustandes. Für das bürgerliche Recht 
kommt das Kriterium der Dauer und Unheilbarkeit 
nicht in Betracht, es geht vielmehr aus der recht- 
lichen Stellung, welclie dem Gebrechlichen eingeräumt 
wird hervor, dass die Gesetzgeber auch damit — und 
dies trifft besonders für die geistig Gebrechlichen zu — 
einen ganz bestimmten Grad von geistiger Erkrankung 
bezeichnen wollen. Auch die Veränderungen, welche 
diese Gesetzesmaterie im Laufe der verschiedenen 
Lesungen durchgemacht hat. bestätigen dies. 

Was zunächst den körperHch Gebrechlichen an- 
langt, und hier werden insbesondere die Tauben, 
Blinden und Stummen genannt, so erhält derselbe für 
seine Person und sein Vermögen einen Pfleger, wenn 
er seine Angelegenheit nicht zu besorgen vermag 
(Abs. 1), aber auch (Abs. 2), wenn er nur einzelne 
seiner Angelegenheiten oder einen bestimmten Kreis 
seiner Angelegenheit, insbesondere seine Vermögens- 
angelegenheiten nicht zu besorgen vermag und zwar 
gilt dann nur für diese Angelegenheiten die Pfleg- 
schaft. Ein solcher unter Pflegschaft stehender Ge- 
brechlicher, sei es, dass er alle oder nur einzelne 
seiner Angelegenheiten nicht zu besorgen vermag, 
bleibt in vollem Umfange geschäftsfähig. 

Ein geistig Gebrechlicher erhält einen Pfleger, 
wenn er einzelne seiner Angelegenheiten oder einen 
bestimmten Kreis derselben nicht zu besorgen ver- 
mag, auch er bleibt geschäftsfähig. 

Es geht aus dieser Bestimmung hervor, dass ein 
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geistig Gebrechlicher sich dadurch vom Geisteskranken 
resp. Geistesschwachen unterscheiden soll, dass diesen 
das Vermögen ermangelt, ihre Angelegenheiten zu be- 
sorgen, jenen das Vermögen abgeht, einzelne seiner 
Angelegenheiten oder einen bestimmten Kreis 
derselben zu besorgen. Es ist damit ein neuer Grad 
von geistiger Erkrankung geschaffen. 

Bedenklich erscheint, dass in diesen Fällen, 
man mag für dieselben einen noch so geringen Grad 
von geistiger Gebrechlichkeit fordern, die Pflegschaft 
nur mit Einwilligung des geistig Gebrechlichen ein- 
geleitet werden darf, und dass sie auf sein Verlangen 
jederzeit aufgehoben werden muss. Ein geistig Ge- 
brechlicher, der eben wegen seiner geistigen Störung 
einzelne seiner Angelegenheiten nicht zu besorgen ver- 
mag, wird aus demselben Grunde auch der Einsicht in 
dieses Unvermögen und in die Nothwendigkeit, des- 
halb einen Pfleger zur Seite zu haben, ermangeln; 
man wird deshalb bei dem Versuch, seine EinwilHgung 
zu. erlangen, auf Widerstand stossen, man wird in 
vielen Fällen, wo die Einwilligung erlangt worden ist, 
nicht behaupten können, dass der Gebrechliche die 
erforderliche Einsicht besessen hat, um zu beurtheilen, 
worum es sich für ihn bei diesem Zugeständniss ge- 
handelt hat; man wird es endlich nicht selten erleben, 
dass der Gebrechliche plötzlich ohne Grund die "Wieder- 
aufhebung der Pflegschaft verlangt und durchsetzt. 

Es scheint demnach verfehlt, die körperlich und 
geistig Gebrechlichen in dieser Beziehung gleichmässig 
zn behandeln. 

Die 

Uebergrangrsbestimmungren 

regeln die §§ 210 und 211 des Einführungsgesetzes, 
welche bestimmen: 

Braschj Die Geisteskranken im Bürgerlichen Gesetzbuch. 3 
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1. Dass auf alle beim Inkrafttreten des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs bestehenden Vormundschaften und 
Pflegschaften von da ab die Vorschriften des Bürger« 
liehen Gesetzbuchs Anwendung finden. 

2. Dass eine wegen körperlichen Gebrechens an- 
geordnete Vormundschaft von da ab als eine wegen 
körperlichen Gebrechens angeordnete Pflegschaft gilt 
(das Bürgerliche Gesetzbuch kennt keine Vormund- 
schaft wegen körperlichen Gebrechens mehr). 

3. Dass eine Vormundschaft wegen Geistesschwäche, 
ohne dass eine Entmündigung erfolgt ist, als eine 
Pflegschaft wegen geistiger Gebrechlichkeit für die 
Vermögens - Angelegenheiten der geistesschwachen 
Person gut. 

4. Dass eine nach dem rheinischen und badischen 
Gesetz (§ 499 s. o.) angeordnete Bestellung eines Bei- 
standes für einen Geistesschwachen sechs Monate nach 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs ihre 
Wirkung verliert. 

In den meisten dieser Fälle wird es nach Ablauf 
dieser Frist der Einleitung eines Entmündigungs- 
verfahrens wegen Geisteskrankheit odei einer Pfleg- 
schaft wegen geistiger Gebrechlichkeit bedürfen. 



IIL Sehadensersatzpflicht der GeisteskraDken. 

§ 827. Wer im Zustande der Bewusstlosig- 
keit oder in einem die freie Willen sbestimmung 
ausschliessenden Zustande krankhafter Störung 
der Geistesthätigkeit einem Anderen Schaden zu- 
fügt, ist für den Schaden nicht verantwortlich. 
Hat er sich durch geistige Getränke oder ähn- 
liche Mittel in einen vorübergehenden Zustand 
dieser Art versetzt, so ist er für den Schaden^ 
den er in diesem Zustande widerrechtlich ver- 
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ursacht, in gleicher Weise verantwortlich, wie 
wenn ihm Fahrlässigkeit zur Last fiele ; die Ver- 
antwortlichkeit tritt nicht ein, wenn er ohne Ver- 
schulden in den Zustand gerathen isN 
Der § 827 gehört im Rahmen des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs zu demjenigen Titel, welcher von den 
unerlaubten Handlungen im civilrechtlichen Sinne han- 
delt, d. h. die Schaden sersatzpflicht des Thäters regelt. 
Er befreit durch seine Bestimmungen den Geistes- 
kranken, welcher einem Anderen Schaden zugefügt 
hat, unter gewissen Bedingungen von der Verpflichtung, 
für diesen Schaden aufzukommen. Die Kommission 
hat bei ihrer zweiten Lesung geglaubt, in diesem 
Paragraph eine Fassung wählen zu müssen, welche 
analog dem von der Delictsfähigkeit handelnden § 51 
des Strafgesetzbuches ist — so kehrt auch hier die Be- 
stimmung wieder, dass der Thäter sich „im Zustande 
der Bewusstlosigkeit oder einer krankhaften Störung 
der Geistesthätigkeit , wodurch die freie Willens- 
bestimmung ausgeschlossen wird" , befunden haben 
muss, falls er von der Ersatzpilicht befreit werden soll. 
Alle Bedenken , die von psycliiatrischer Seite schon 
gegen die Fassung des § 51 des Strafgesetzbuches er- 
hoben worden sind, müssen sich auch gegen den § 827 
des Bürgerlichen Gesetzbuches geltend machen. 

Wenn man sie gewählt hat, um Anknüpfung an 
die reiche strafrechtlihe Litteratur zu gewinnen, wie 
sie der § 51 hervorgebracht hat, so geht daraus nur 
hervor, dass man alle Einwendungen von psychiatrischer 
Seite, die diese Litteratur doch reichlich enthält, nach 
wie vor unbeachtet lassen zu müssen glaubte. 

Wer sich durch Genuss geistiger Getränke oder 
ähnlicher (berauschender) Mittel in einen vorüber- 
gehenden Zustand der oben bezeichneten Art versetzt, 

3* 
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haftet für den Schaden, wie wenn er ihn durch Fahr:: 
lässigkeit verursacht hat. 

Mit dieser Bestimmung, welche kurz gesagt den 
Eausch nach Genuss narkotischer Mittel trifft, ist in- 
haltlich jedenfalls die Anlehnung an den § 51 des 
Strafgesetzbuches nicht versucht worden, welche in 
einer formellen Beziehung (s. o.) so ängstlich erstrebt 
worden ist. Criminalrechtlich ist der Thäter bei Be- 
gehung einer strafbaren Handlung nicht verantwortlich, 
wenn er im Eausch gehandelt hat. Mendel*) hat die 
Folgen der Incongruenz dieser Bestimmungen sehr 
drastisch betont, indem er darauf hinwies, wie ein Säufer, 
welcher im Rausch einen Menschen umgebracht und 
einen Tisch zerschlagen hat, in Zukunft von seinem 
Verbrechen frei gesprochen, aber zum Schadenersatz 
für den Tisch verurtheilt werden würde. 

Uebrigens wird auch die Haftbarkeit der Bewusst- 
losen und Geisteskranken für den Schaden, den sie 
anrichteu, durch den § 827 nicht gänzlich aufgehoben, 
denn es bestimmt der 

§ 829, dass, auch „wenn Jemand nach § 827 
für den verursachten Schaden nicht verantwort- 
lich ist, es gleichwohl, sofern der Ersatz des 
Schadens nicht von einem aufsichtspflichtigen 
Dritten erlangt werden kann, den Schaden so- 
weit zu ersetzen hat, als die Billigkeit nach den 
Umständen, insbesondere nach den Verhältnissen 
der Betheihgten, eine Schadloshaltung erfordert 
und ihm nicht die Mittel entzogen werden, 
deren er zum standesmässigen Unterhalte sowie 
zur Erfüllung seiner gesetzlichen Unterhaltungs- 
pflichten bedarf. 
Mit dieser weiteren Beschränkung der Unverant- 

1) 1. c. 
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lichkeit wächst noch der Mangel an Uebereinstimmiing 
mit der strafrechtlichen Vorschrift. 

Der Taubstumme ist, gleich dem Kinde vom 7. — 18. 
Jahre, nur dann verantwortlich für schädigende Hand- 
lungen, wenn er bei Begehung derselben die zur Er- 
kenntniss der Schädlichkeit erforderliche Einsicht besass 
(§ 828 des Bürgerlichen Gesetzbuchs). 

Ein weitgehendes ärztliches Interesse — freilich 
nicht soweit ärztliche Sachvers tändigenthätigkeit in 
Betracht kommt — hat 

der § 832. Wer Kraft des Gesetzes zur 
Führung der Aufsicht über eine Person ver- 
pflichtet ist, die wegen . . . ihres geistigen oder 
körperlichen Zustandes der Beaufsichtig ang be- 
darf, ist zum Ersätze des Schadens verpflichtet, 
den diese Person einem Dritten widerrechtlich 
zufügt. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn 
er seiner Aufsichtspflicht genügt oder wenn der 
Schaden auch bei gehöriger Aufsichtsführung 
entstanden sein würde 

Die gleiche Verantwortung trifft denjenigen, 
welcher die Führung der Aufsicht durch Ver- 
trag übernimmt. 

Zu der hohen Verantwortlichkeit in strafrecht- 
licher Beziehung tritt hier noch die Schadensersatz- 
pflicht für alle mit der Aufsicht über körperlich und 
geistig Kranke betraute Personen, z. B. ärztliche 
Leiter von Krankenanstalten, Wartepersonal, Vor- 
münder. Für die letzteren wird der Hinweis auf 
diesen Paragraphen die gute Wirkung haben, dass sie 
ihre Pflegebefohlenen öfters als es den Gewohnheiten 
entspricht, einer Anstaltsfürsorge überweisen. Die 
Aerzte werden das Pflegepersonal eindringlich auf 
ihre Verantwortlichkeit hinzuweisen haben. 

Eine unerwünschte und üble Wirkung kann der 
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§ 832 auf die Ausdehnung der sogenannten Familien- 
pflege Geisteskranker haben, za welcher sich die länd- 
lichen Familienkreise immer schwerer bereit finden 
lassen dürften, wenn sie pflichtgemäss auf ihre Schadens- 
ersatzpflicht aufmerksam gemacht werden, wie dies 
schon Aschaffenburg^) hervorhebt. 

IV. Gesehäftsfähigrkeit. 

Die krankhaften Geisteszustände sind nach dem. 
neuen bürgerlichen Recht in so mannigfache Be- 
ziehungen zur Geschäftsfähigkeit gebracht, der Schutz, 
welcher dem Geisteskranken gewährt ist, gründet sich 
so überwiegend auf die Beschränkungen, welche dem 
geistig Erkrankten nach der Richtung seiner Geschäfts- 
fähigkeit und Verantwortlichkeit auferlegt sind, dass 
es angebracht erscheint, die hier in Betracht kommen- 
den Bestimmungen im Zusammenhange darzustellen. 
Dabei ergiebt sich, dass die Geschäftsfähigkeit der 
Rechtssubjekte abgestuft ist, einmal nach dem Lebens- 
alter und sodann nach der Art der Geistesstörung — 
beide Kriterien sind bei einzelnen Bestimmungen 
direct in Parallele gestellt. 

§ 104. Geschäftsunfähig ist 

1. Wer nicht das siebente Lebensjahr voll- 
endet hat; 

2. Wer sich in einem die freie Willens- 
bestimmung ausschliessenden Zustande 
krankhafter Störung der Geistesthätigkeit 
befindet, sofern nicht der Zustand seiner 
Natur nach ein vorübergehender ist; 

3. Der wegen Geisteskrankheit Entmündigte. 

1) Verhandlungen der 23. Wanderversamml. der südwest- 
deutschen Neurologen und Irrenärzte zu Baden-Baden, 22. Mai 
1898. 
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§ 105. Die Willenserklärung eines Geschäfts- 
unfähigen ist nichtig. Nichtig ist auch 
eine Willenserklärung, die im Zustande 
der Bewusstlosigkeit oder vorübergehender 
Störung der Geistesthätigkeit abgegeben 
wird. 
§ 106. Ein Minderjähriger, der das siebente 
Lebensjahr vollendet hat, ist nach Mass- 
gabe der §§ 107—113 in der Geschäfts- 
fähigkeit beschränkt. 
§ 114. Wer wegen Geistesschwäche, wegen 
Verschwendung oder wegen Trunksucht 
entmündigt oder wer nach § 1906 unter 
vorläufige Vormundschaft gestellt ist, steht 
in Ansehung der Geschäftsfähigkeit einem 
Minderjährigen gleich, der das siebente 
Lebensjahr vollendet hat. 
§ 2. Die Volljährigkeit tritt mit der Voll- 
endung des 21. Lebensjahres ein. 
Nach diesen Bestimmungen erlangt jeder Mensch 
mit Zurücklegung des 21. Lebensjahres die Fähigkeit 
zur Abgabe rechtsverbindlicher Willenserklärungen 
und zur wirksamen Eingehung von Rechtsgeschäften 
(Geschäftsfähigkeit). 

Das Kind unter sieben Jahren ist geschäfts- 
unfähig und seine WilleHserklärungen sind nichtig. 
l^it ihm theilen die Geschäftsunfähigkeit, die wegen 
Geisteskrankheit Entmündigten (§ 6, 1) und solche 
Geisteskranke, welche zwar nicht entmündigt sind, 
aber sich in einem Zustande der krankhaften Störung 
der Geistesthätigkeit befinden, durch welchen die freie 
Willensbestimmung ausgeschlossen ist, und welcher 
seiner Natur nach nicht als ein vorübergehender an- 
zusehen ist. Diese letztere Bestimmung ist zum 
Schutze derjenigen Geisteskranken vorgesehen, welche 
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zwar zur Entmündigung geeignet gewesen wären, 
aber aus irgend einem Grunde nicht entmündigt 
worden sind. 

Es muss angenommen werden, dass unter dieser 
Kategorie von Geisteskranken alle jene verstanden 
werden sollten, bei welchen ebenso gut eine Ent- 
mündigung hätte eingeleitet werden können — dann 
ist es aber unerfindlich, weshalb die Gesetzgeber zur 
Kennzeichnung solcher Kranken im § 104, 2 eine 
ganz neue Nomenclatur angewendet haben. Es hätte 
doch näher gelegen, hier eine Anlehnung an den 
Entmündigungsparapraphen zu suchen als den Anschluss 
an den § 51 des Straf-Gesetzbuches zu gewinnen. 

Wie hat sich der Gesetzgeber das Verhältniss 
dieser Personen, welche „sich in einem die freie 
Willensbestimmung anschliessenden Zustande krank- 
hafter Störung der Geistesthätigkeit befinden" gedacht 
zu den „Geisteskranken" und „Geistesschwachen" im 
Sinne des Entmündigungsparagraphen (§ 6)? 

Es muss angenommen werden, dass er eine 
Person, welche sich in einem die freie Willens- 
bestimmung ausschliessenden Zustande krankhafter 
Störung der Geistesthätigkeit befindet, den „Geistes- 
kranken des § 6" gleichstellt, denn für den Fall, dass 
auch die „Geistesschwachen" dazu gerechnet werden, 
könnte sich gelegentlich, wie Endemann ^) schon 
hervorhebt, der Fall ereignen, dass ein Geiste§- 
schwacher, der nicht entmündigt ist, als geschäfts- 
unfähig gilt (§ 104, 2), während er, entmündigt, nur 
beschränkt geschäftsfähig wäre (§ 114). 

Es wäre verfehlt, den Versuch zu machen, die 
einzelnen Geisteszustände im wissenschaftlich-psychia- 
trischen Sinne auf ihre Zugehörigkeit zu den im § 104,2 

1) 1. c. 
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gemeinten Krankheitszuständen zu sichten. Der ärzt- 
liche Sachverständige wird gut thun, sich gegenwärtig 
zu halten, dass der § 104,2 zum civih-echtlichen Schutze 
derjenigen chronischen Geisteskranken dienen soll, 
welche nicht entmündigt sind, bei denen der Grad und 
die Art der Erkrankung aber so beschaffen sind, dass 
sie entmündigungsreif gewesen wären und- zwar im 
Sinne der „Geisteskranken" des § 6. Im Gegensatz 
zu dieser Klasse von nicht entmündigten Geisteskranken, 
deren Willenserklärungen alle nichtig, welche überhaupt 
geschäftsunfähig sind, steht nun eine andere Kategorie 
(§ 105), bei denen nur die einzelne Willenserklärung 
als nichtig angesehen worden, falls sie im Zustande 
der Bewusstlosigkeit oder vorübergehender Störung 
der Geistesthätigkeit abgegeben wird. Diese Personen 
sind im übrigen geschäftsfähig. 

Mit der Fassung dieser Bestimmung wird sich 
auch der Psychiater allenfalls einverstanden erklären 
können. Sie bezweckt den Schutz des Volljährigen 
für den Fall, dass er in einem schnell vorübergehenden 
Zustande der Geistesstörung oder in einem Anfall von 
Bewusstlosigkeit eine Rechtshandlung vornimmt, die 
ihm schädlich ist. 

FreiUch wäre es gerade hier am Platze gewesen, 
statt bloss von einer „Störung der Geistesthätigkeit" 
lieber wie in § 104 von einer „krankhaften Störung" 
derselben zu reden. Denn es kann nicht in Abrede 
gestellt werden, dass alle normalen Affekte (Angst, 
Furcht, Schrecken u. s. w.) geeignet sind, den Ablauf 
der Geistesthätigkeit in einer für die Ueberlegung nach- 
theiligen Weise zu beeinflussen, zu stören. 

Eine Zwischenstute zwischen der Geschäftsfähig- 
keit und Geschäftsunfähigkeit ist die beschränkte 
Geschäftsfähigkeit, als deren Prototyp der 
Minderjährige, welcher das siebente Lebensjahr voll- 
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endet hat, zu gelten hat. Die Beschränkungen, welche 
ihm das Gesetz auferlegt, sind in den §§ 107 — 113 
näher bezeichnet, es genügt für den vorliegenden Zweck, 
darauf hinzuweisen, dass diese Beschränkungen den 
Grundsatz statuiren, dass ein Minderjähriger das Recht 
hat, selbstständig Willenserklärungen rechtsgiltig ab- 
zugeben und solchen Anderer zuzustimmen, welche 
ihm lediglich rechtliche Vortheile bringen, dass zu 
anderen Willenserklärungen aber immer die Zustimmung 
seines gesetzlichen Vertreters nothwendig ist. 

Den Minderjährigen völlig gleichgestellt sind nach 
§ 114 die wegen Geistesschwäche, Trunksucht und 
Yerschwendung Entmündigten (§ 6) und die unter vor- 
läufige Vormundschaft Genommenen (§ 1906). 

Abgesehen von den einschränkenden Bestimmun- 
gen über die Geschäftsfähigkeit der Minderjährigen, 
welche sich (§§ 107 — 113) auf seine Vertragsfähigkeit, 
auf die Betreibung eines Erwerbsgeschäfts, sein Arbeits- 
und Dienstverhältniss beziehen, giebt es noch eine 
ganze ßeihe anderer Beschränkungen, welche ihn zum 
Theil mit dem Geschäftsunfähigen gemeinsam treffen. 
Die wichtigsten seien kurz hervorgehoben: 

1. Beide dürfen ohne Genehmigung ihres gesetz- 
lichen Vertreters weder einen Wohnsitz begründen 
noch aufgeben (§ 8), noch 

2. eine Ehe eingehen (§ 1304), dagegen kann ein 
beschränkt geschäftsfähiger Ehegatte selbständig die 
Ehe anfechten (§ 1336). 

3. Sie dürfen nicht die väterliche Gewalt ausüben 
(§ 1676), 

4. oder zum Vormunde bestellt werden (§ 1780), 

5. oder als Zeuge bei der Testamentserrichtung 
mitwirken (§ 2237, 1), 

6. oder als Testamentsvollstrecker fungiren (§ 2201), 

7. oder dem Familienrathe angehören (§ 1865). 
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8. Dagegen kann ein in der Geschäftsfähigkeit 
Beschränkter ohne Zustimmung seines gesetzlichen 
Vertreters ein Testament errichten (§ 2229), während 
dieses Recht dem wegen Geistesschwäche, Trunksucht 
oder Verschwendung Entmündigten überhaupt entzogen 
ist und dem Minderjährigen solange, bis er das 
16. Lebensjahr erreicht hat. 

V. Eherecht. 

§ 1325. Eine Ehe ist nichtig, wenn einer der 
Ehegatten zur Zeit der Eheschliessung geschäfts- 
unfähig war oder sich im Zustande der Bewusst- 
losigkeit oder vorübergehender Störung der 
Geistesthätigkeit befand. 

Die Ehe ist aber von Anfang an als gültig 
anzusehen, wenn der Ehegatte sie nach dem 
Wegfall der Geschäftsunfähigkeit, der Bewusst- 
losigkeit oder der Störung der Geistesthätigkeit 
bestätigt, bevor sie für nichtig erklärt oder auf- 
gelöst worden ist. 
Diese Bestimmungen sind so klar und eindeutig, 

und lehnen sich so eng an die Vorschriften über die 

Nichtigkeit der Willenserklärungen überhaupt an (cf. 

§ 105), dass sie einer Erörterung nicht bedürfen. 

§ 1569. Ein Ehegatte kann auf Scheidung 
klagen, wenn der andere Ehegatte in Geistes- 
krankheit verfallen ist, die Krankheit während 
der Ehe mindestens drei Jahre gedauert und einen 
solchen Grad erreicht hat, dass die geistige Ge- 
meinschaft zwischen den Ehegatten aufgehoben, 
auch jede Aussicht auf Wiederherstellung dieser 
Gemeinschaft ausgeschlossen ist. 
Dieser Paragraph, einer der viel umstrittensten 

des ganzen Gesetzeswerks, schafft endlich für eine 
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Materie, in welcher wohl die Zersplitterung den höch- 
sten Grad erreicht hatte, ein einheitliches Recht und 
er regelt; die Frage in einer Weise, welche auch den 
ungeth eilten Beifall der Irrenärzte finden kann. Ihren 
fast einmüthigen Bestrebungen auf diesem Gebiete ist 
ist auch zum grossen Theil die vollkommene und allen 
Theilen gerecht werdende Fassung der Bestimmung 
zu danken. 

Die Nomenclatur der in Betracht kommenden 
Zustände — vorerst ganz allgemein mit dem „Ver- 
fallen in Geisteskrankheit'' bezeichnet — stimmt überein 
mit der auch sonst im Bürgerlichen Gesetzbuch ge- 
brauchten Bezeichnung für eine Psychose schweren 
Grades (§ 6 im Entmündigungsrecht). Die Beschaffen- 
heit, welche diese Erkrankung haben muss, um einen 
Grund für die Scheidung abzugeben, ist geknüpft an 
drei Voraussetzungen: an die dieijährige Dauer wäh- 
rend der Ehe, an die Unlieilbarkeit und an die Auf- 
hebung der geistigen Gemeinschaft zwischen den Ehe- 
gatten durch den Krankheitszustand. 

Ueber alle diese drei Voraussetzungen wird in 
jedem Falle der ärztliche Sachverständige gehört wer- 
den müssen. 

Dieser Paragraph zeigt so recht, in welch glück- 
licher Weise es „auch bei dem heutigen Stande der 
psychiatrischen Wissenschaft" gelingen kann, für ganz 
heterogene psychotische Zustände eine treffende und 
umfassende Bezeichnung zu finden selbst mit Umgehung 
aller rein technischen Ausdrücke. 

Das Postulat einer dreijährigen Dauer der Er- 
krankung, über deren Vorhandensein ja immer ärzt- 
liche Bekundungen gefordert werden müssen, garantirt 
bis zu einem sehr hohen Grade die Möglichkeit für 
den ärztlichen Sachverständigen, auch über die Heil- 
barkeit oder Unheilbarkeit ein positives Urtheil ab- 
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geben zu können, und die Bestimmung, dass die Krank- 
heit einen so hohen Grad erreicht haben muss, dass 
die geistige Gemeinschaft zwischen den Ehegatten auf- 
gehoben ist, deutet in garnicht misszuverstehender 
Weise an, welche Zustände geistiger Erkrankung hier 
nur in Betracht kommen können: gemeint sind hier- 
mit zumeist alle jene Fälle von unheilbarem terminalen 
Blödsinn, in welchen die verschiedenartigsten Psychosen 
ihren Ausgang nehmen können. Schon durch diese 
Einschränkung ist die Möglichkeit eines Irrthums in 
der Prognosticirung, welche von den Gegnern dieses 
Gesetzesparagraphen mit Vorliebe ins Feld geführt 
wurde, auf ein Minimum reducirt. Diejenigen Psychosen, 
bei welchen sich nach dreijähriger Dauer ein Grad von 
Blödsinn entwickelt, welcher das Band der geistigen 
Gemeinschaft zwischen den Ehegatten löst, müssen 
nach den Erfahrungen der Wissenschaft für unheilbar 
gelten. Die Anwendbarkeit des § 1569 ist aber ge- 
mäss seiner Fassung nicht auf die Fälle von termi- 
nalem Blödsinn beschränkt; die in ihm enthaltenen 
Bestimmungen passen auch auf andere Seelenstörungen, 
und es kann keinem Zweifel unterliegen, dass beispiels- 
weise die paranoische Erkrankung eines Ehegatten, 
welche drei Jahre dauert und zu einer stetig fort- 
schreitenden Wahnbildung geführt hat, einen Schei- 
dungsgrund abgiebt, wenn der Wahn der Beeinträch- 
tigung sich u. a. gegen den anderen Ehegatten richtet. 

VI. Die psychiatrische Nomenclatur im Btirgrerllchen 
Gesetzbuch. 

Wie sich aus dem Vorhergehenden ergiebt, ist die 
Benennung der einzelnen krankhaften Geisteszustände 
in dem neuen Gesetzbuch eine so mannigfaltige, dass 
es sich verlohnt, diese Nomenclatur noch einmal im 
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Zusammenhange zu betrachten und bei den einzehien 
Termini die damit verknüpften rechtlichen Folge- 
zustände zu nennen. 

Hierbei unterscheidet der Q-esetzgeber die Krank- 
heitszustände einmal nach ihrem Grade und sodann 
nach ihrer Dauer, endlich legt er ihnen noch gewisse 
Qualitäten bei. 

Dem Grade nach geordnet, lässt sich etwa fol- 
gende Reihenfolge construiren: die geistige Gebrech- 
lichkeit, die Geistesschwäche, die Geisteskrankheit; 
durch ihre Dauer werden unterschieden : die vorüber- 
gehende Störung der Geistesthätigkeit und die krank- 
hafte Störung der Geistesthätigkeit, welche ihrer Natur 
nach nicht vorübergehend ist, endlich ein Verfall in 
Geisteskrankheit mit dreijähriger Dauer. Die bestimmten 
Qualitäten, w^elche den einzelnen krankhaften Geistes- 
zuständen zuertheilt werden, sind folgende: erstens 
dass dabei die freie Willensbestimmung ausgeschlossen 
ist, zweitens dass bei einem Ehegatten ein solcher 
Grad erreicht ist, dass die geistige Gemeinschaft 
(zwischen den Ehegatten) aufgehoben wird oder der 
Zustand unheilbar ist, endlich dass er durch den Ge- 
nuss geistiger Getränke oder ähnhcher Mittel hervor- 
gerufen ist. 

Einer besonderen Erwähnung bedarf noch die 
Bewusstlosigkeit. Obwohl sie im wissenschaftlich- 
psychiatrischen Sinne denjenigen Zustand kennzeichnet, 
bei welchem alle geistige Thätigkeit vollkommen er- 
loschen ist, also damit das treffendste Beispiel für den 
höchsten Grad geistiger Störung (ganz im Allgemeinen 
gefasst) darstellt, so geschieht ihre Nennung im Ge- 
setze, wie dies in der Natur der Sache liegt, nur in 
Verbindung mit der vorübergehenden Störung der 
Geistesthätigkeit oder zusammen mit derjenigen Qualität 
der geistigen Störung, bei der die freie Willens- 
bestimmung ausgeschlossen ist. 
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Aus dieser kurzen Aufzählung der psychiatrischen 
Benennungen im Bürgerlichen Gesetzbuch ergiebt sich, 
mit welchem Aufwände von Worten man sich bemüht 
hat, den ja zugestandenermassen schwierigen Verhält- 
nissen gerecht zu werden; der Irrenarzt wird nicht 
immer in der Lage sein, sich aus diesen Worten 
psychiatrische Begriffe zu bilden oder die in seiner 
Wissenschaft gewonnenen Erfahrungen und Ueber- 
zeugungen mit den vom Gesetze gewollten Termini 
zu belegen; er wird sich bemühen müssen, aus den 
Rechtswirkungen, welche mit den verschiedenartigen 
Krankheitszuständen verknüpft sind , zu erkennen, 
welche krankhaften Geisteszustände die Gesetzgeber 
dabei im Auge gehabt haben. 

Mit einer dieses Bemühen erleichternden Zusammen- 
stellung wird, wie mir scheint, eine klare Uebersicht 
geschaffen werden: 

1. Der geistig Gebrechliche, welcher nicht 
unter Vormundschaft steht, kann, wenn er einzelne 
seiner Angelegenheiten oder einen bestimmten Kreis 
seiner Angelegenheiten, insbesondere seine Vermögens- 
angelegenheiten, nicht zu besorgen vermag, mit seiner 
Genehmigxmg einen Pfleger erhalten (§ 1910). Er 
bleibt in vollem Umfange geschäftsfähig. 

2. Der Geistesschwache kann, wenn er seine 
Angelegenheiten nicht zu besorgen vermag, entmündigt 
werden (§ 6,1). Er steht alsdann in Ansehung seiner 
Geschäftsfähigkeit dem Minderjährigen gleich, welcher 
das siebente Lebensjahr zurückgelegt hat (§ 114), d. h. 
er ist in seiner Geschäftsfähigkeit beschränkt (§ 106). 
Ueber die Art der Beschränkung ist oben das Nähere 
gesagt worden (§§ 107-113, § 8, § 1676, § 1780, 
§ 1865, § 2201, § 2237, § 2275, § 2229). 

3. Der Geisteskranke kann, wenn er seine 
Angelegenheiten nicht zu besorgen vermag, entmündigt 
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werden (§ 6,1). Er ist alsdaim geschäftsunfähig (§ 104,3) 
und seine Willenserklärungen sind nichtig (§ 105). 

4. Ist ein Ehegatte in Geisteskrankheit ver- 
fallen und dauerte diese in der Ehe drei Jahre, ist 
sie femer unheilbar und hebt sie die geistige Gemein- 
schaft (zwischen den Ehegatten) auf — so ist der 
andere Ehegatte berechtigt, auf Scheidung zu klagen. 

5. Die krankhafte Störung der Geistes- 
thätigkeit, welche die freie Willensbestim- 
mung ausschliesst und ihrer Natur nach nicht 
vorübergehend ist, macht geschäftsunfähig (§ 104,2) 
und hebt, gleichgiltig von welcher Dauer sie sei, die 
Verantwortlichkeit für den einem Anderen zugefügten 
Schaden auf (§ 827). 

6. Eine bei vorübergehender Störung der 
Geistesthätigkeit abgegebene Willenserklärung 
(§ 105) oder geschlossene Ehe (§ 1325) ist nichtig. 

7. Die gleichen rechtlichen Folgen wie der vor- 
übergehenden Störung der Geistesthätigkeit wohnen 
der Bewusstlosigkeit inne (§ 105, § 1325), sie hebt 
aber auch die Schadensersatzpflicht für diejenigen 
Handlungen auf, welche im Zustande der Bewusst- 
losigkeit vollführt werden (§ 828). 

8 Endlich giebt es noch einen vorübergehen- 
den Zustand von Bewusstlosigkeit oder eine 
die freie Willensbestimmung ausschliessende 
Störung der Geistesthätigkeit, in welchen die 
Verantwortlichkeit nicht aufgehoben, sondern dahin 
eingeschränkt ist, dass die dabei ausgeübte Schädigung 
als eine fahrlässige anzusehen ist (§ 827) — aber hier 
gilt die Vorbedingimg, dass der Thäter sich durch 
geistige Getränke oder ähnliche Mittel in einen solchen 
Zustand versetzt hat. 
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